Die Bedeutung der deutschen parteinahen Stiftungen fur die EU-Politik gegenuber den MOE-und GUS-staten = Importance of the German party-related foundations for the EU's policy vis-a-vis the CEE and CIS states. ZEI Discussion Papers, C163, 2006 by Pogorelskaja, Swetlana W.
Die Bedeutung der
deutschen parteinahen
Stiftungen für die EU-Politik
gegenüber den MOE-
und GUS- Staaten
Zentrum für Europäische Integrationsforschung
Center for European Integration Studies
Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn
Swetlana W. Pogorelskaja
C163
2006
D
i
s
c
u
s
s
i
o
n
P
a
p
e
r
Zentrum für Europäische Integrationsforschung
Center for European Integration Studies
Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn
Walter-Flex-Straße 3
D-53113 Bonn
Germany
Tel.:
Fax:
http:
+49-228-73-4952
+49-228-73-1788
//www.zei.de
ISSN 1435-3288 ISBN 3-936183-63-5 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Swetlana Wadimowna Pogorelskaja, geb. 1963, studierte Politikwis-
senschaft und Philosophie an der Moskauer Lomonossow-Universität 
(Diplom) und an der Universität Bonn (Promotion), arbeitet als leiten-
de wissenschaftliche Mitarbeiterin im Institut für wissenschaftliche 
Information zu Gesellschaftswissenschaften (INION) Akademie der 
Wissenschaften Russlands, als wissenschaftliche Autorin und als 
freie Publizistin. 2005/2006 war Swetlana Pogorelskaja Visiting Sen-
ior Fellow am ZEI. 
 Swetlana W. Pogorelskaja 
Die Bedeutung der deutschen partei-
nahen Stiftungen für die EU-Politik 
gegenüber den MOE- und GUS-Staaten 
Einführung 
Die international tätigen NGOs
1, die sich immer mehr als Akteure der in-
ternationalen Zivilgesellschaft und Sprachrohre der globalen Öffentlichkeit 
verstehen, haben in letzter Zeit enorme Möglichkeiten zur politischen Ein-
flussnahme erhalten. Sie tragen zur Demokratisierung der Weltpolitik bei, 
leisten umfangreiche und vielseitige Arbeit in der Dritten Welt sowie in 
den Transformationsstaaten und bringen aktuellste Themen, die von der 
offiziellen Politik verdrängt oder weniger berücksichtigt werden, ins Blick-
feld der Weltöffentlichkeit. Es ist verständlich, dass  die EU sich von An-
fang an bemühte, die Zusammenarbeit mit den internationalen NGOs zu 
institutionalisieren. 
Von besonderer Wichtigkeit für die Außenpolitik eines Staates sind aber 
nationalstaatlich verwurzelte und gemeinnützige NGOs, die von ihrem 
Staat Fördermittel für ihre Projekte im Ausland erhalten und sich dadurch 
in die langfristigen außenpolitischen Strategien einbetten lassen. Infolge 
der weiteren politischen Konsolidierung der EU und der Ausarbeitung ihrer 
gemeinsamen außen- und sicherheitspolitischen Strategien gewinnen sol-
che Organisationen immer mehr europäische Bedeutung. Im Vergleich zu 
den „klassischen“ Instrumenten der Politik verfügen die NGOs über mehre-
re Vorteile. Swetlana W. Pogorelskaja 
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Zum ersten können sie sich in ihrer Arbeit mehr Freiheiten erlauben, als es 
den staatlichen Mittlerorganisationen gegönnt ist.  
Zum zweiten können sie auf unterschiedlichen Feldern der Politik gleich-
zeitig tätig werden, angefangen vom klassischen interkulturellen Austausch 
und politischen Dialog bis zu Projekten im Rahmen der Krisenprävention. 
Selbst ihre entwicklungspolitischen Projekte der technischen Hilfe tragen 
z.B. gleichzeitig auch zur Entwicklung der für die Auswärtigen Kulturpoli-
tik so wichtigen „Verständigungsverhältnisse“ bei. Im Prozess ihrer pro-
jektbezogenen Arbeit werden auch europäische politische Kultur, 
freiheitliche Werte, tolerante Umgangsformen vermittelt und zwar nicht 
unbedingt gezielt, sondern eher als „Nebeneffekt“.  
Zum dritten sind sie billiger. Unter der Bedingung, dass die „klassischen“ 
Mittler- und Durchführungsorganisationen mit immer weniger Personal 
immer gewaltigere Aufgaben bewältigen müssen, treten die NGOs beinahe 
als Retter auf. Sie sind zwar (im Sinne des Auswärtigen Dienstes) weniger 
professionell, dafür aber flexibel und bedürfen weniger bürokratischen 
Aufwands. In Zeiten großer Herausforderungen und knapper Mittel sind 
die NGOs für die Außenpolitik eines Staates unersetzlich. Es ist an der 
Zeit, solche Organisationen  noch bewusster und intensiver in die gemein-
samen europäischen Strategien einzubetten.   
Die Bundesrepublik Deutschland verfügt über einzigartige Institutionen, 
die bereits seit Jahrzehnten in westlichen, europäischen, deutschen und ei-
genen Interessen weltweit unterwegs sind und deren Beitrag für alle Felder 
der deutschen Politik enorm groß ist: die parteinahen Stiftungen. Mit ihrer 
vielseitigen Arbeit in den mittel- und osteuropäischen EU-
Beitrittskandidaten haben sie bereits in den 90er Jahre eine Menge Gutes 
für Europa geleistet. Ihre Rolle für die EU wird aber noch größer in Folge 
der praktischen Umsetzung der Konzepte der Nachbarschaftspolitik, die 
vor allem „Ordnungspolitik zur Strukturierung und Gestaltung des unmit-
 
1   NGO, Non-Governmental-Organisation bzw. NRO, Nichtregierungsorganisation. Die Bedeutung der deutschen parteinahen Stiftungen 
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telbaren Nachbarraums“
2 ist. Denn diese Aufgabenfelder entsprechen am 
besten dem selbst gewählten Auftrag der Stiftungen: „Wir wollen zugleich 
auf die Gestaltung politischer und gesellschaftlicher Ordnungen, auf politi-
sche Entscheidungsprozesse und auf die Entwicklung politischer und ge-
sellschaftlicher Institutionen einwirken“
3. 
Im vorliegenden Beitrag wird in Kürze gezeigt, dass so gut wie alle Aufga-
benbereiche der Auslandsarbeit der politischen Stiftungen sich bestens in 
die neue europäische Strategie gegenüber den EU-Nachbarstaaten und der 
so genannten „Peripherie“ einbetten lassen. 
Politische Stiftungen: Status und Ziele 
Bei den bundesweit tätigen parteinahen Stiftungen
4, die im Vergleich zu 
den ihnen nahe stehenden Parteien in der Politik offiziell eher eine Neben-
rolle spielen, laufen in Wirklichkeit etliche Fäden der Bundespolitik zu-
sammen. Hier werden Strategien entwickelt, politische Gegner analysiert, 
Projekte entfaltet – und es wird eine Menge Geld bewegt.  
Für ihre außen- und entwicklungspolitische Tätigkeit erhalten die Stiftun-
gen zweckgebundene Mittel des Bundesministeriums für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ), des Auswärtigen Amts (AA) 
und zu kleineren Teilen aus anderen Ressorts. Die Finanzierungsquelle ist 
von der Ausrichtung des jeweiligen Projekts abhängig. Im Unterschied zu 
den anderen Nichtregierungsorganisationen erhalten die Stiftungen aber 
auch institutionelle Förderung, die sog. Globalzuschüsse. Die Verteilung 
der Gesamtmittel auf die Stiftungen aus dem Bundeshaushalt richtet sich 
 
2    Barbara Lippert, Assoziierung plus gesamteuropäische Aufgabenkonföderation: 
Plädoyer für eine selbstbewusste EU-Nachbarschaftspolitik, in: Integration Nr. 
2/2006, S. 149 – 157, hier: 149. 
3   Ottfried Henning, Netzwerke schaffen, in: KAS/Einblicke vom Oktober 1997, S.8. 
4   Die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES, der SPD nahe stehend), die Konrad-Adenauer-
Stiftung (KAS, der CDU nahe stehend), die Hanns-Seidel-Stiftung (HSS, der CSU 
nahe stehend), die Friedrich-Naumann-Stiftung (FNS, der FDP nahe stehend), die 
Heinrich-Böll-Stiftung (HBS,  Bündnis 90/den Grünen nahe stehend), die Rosa-
Luxemburg-Stiftung (RLS, der PDS nahe stehend). Swetlana W. Pogorelskaja 
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nach einem Schlüssel, der die „dauerhaften, ins Gewicht fallenden Grund-
strömungen in der Bundesrepublik Deutschland“
 5 berücksichtigt.  
Nach der Fülle der Aufgaben, die sie innerhalb und außerhalb des Landes 
zu bewältigen haben, sind sie mit keiner anderen deutschen NGO zu ver-
gleichen. Mit Ausnahme der Friedrich-Naumann-Stiftung, die in der Tat 
eine Stiftung des privaten Rechts ist, handelt es sich bei den anderen politi-
schen Stiftungen um eingetragene Vereine. Als eingetragene Vereine haben 
sie, von der rechtlichen Seite gesehen, viel mehr Spielraum für ihre Arbeit 
innerhalb und außerhalb des Landes. Die Präzisierung des rechtlichen Sta-
tus der parteinahen Stiftungen erfolgte im Laufe der permanenten Diskus-
sionen über die Finanzierung der politischen Parteien und im Laufe der 
Vervollständigung der entsprechenden Gesetze. Die Stiftungen selbst sind 
aber in gewisser Weise „gesetzlos“, obwohl zu unterschiedlichen Zeiten 
unterschiedliche politische Kräfte zwecks Beseitigung des Vorwurfs der 
rechtlichen Grauzone nach einem speziellen Stiftungsgesetz strebten. Ge-
genwärtig gilt für die politischen Stiftungen die Entscheidung des zweiten 
Senats des Bundesverfassungsgerichts vom 14. Juli 1986, durch die die 
umstrittene „Parteinähe“ im Hinblick auf die Finanzierungsfragen präzise 
Grenzen bekam
6. Die Kommission unabhängiger Sachverständiger zur Par-
teienfinanzierung bestätigte außerdem 1993, dass die politischen Stiftungen 
eine für das Gemeinwesen nützliche Arbeit leisten. Die innen- und außen-
politische Arbeit der Stiftungen unterliegt grundsätzlich der ministeriellen 
und parlamentarischen Kontrolle. Die finanziellen Ausgaben werden außer 
vom Zuwendungsgeber noch vom Bundesrechnungshof, den Landesrech-
nungshöfen, dem Finanzamt und von Wirtschaftsprüfern kontrolliert. 
Darüber hinaus haben die Stiftungen 1996 eine „Gemeinsame Erklärung 
zur staatlichen Finanzierung der Politischen Stiftungen“ verabschiedet, in 
welcher sie nachdrücklich die Gemeinnützigkeit ihrer Arbeit betonten und 
 
5   Urteil des BVerfG vom 14.7.1986. Gewährung von Globalzuschüssen zur politi-
schen Bildungsarbeit an parteinahe Stiftungen, in: Entscheidungen des Bundesver-
fassungsgerichts, Band 73, Tübingen 1987, S. 1-39. Text im Internet: 
http://www.oefre.unibe.ch/law/dfr/bv073001.html. 
6   Ebd. Die Bedeutung der deutschen parteinahen Stiftungen 
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darauf hingewiesen haben, dass sie „auch ohne gesetzliche Publizitäts-
pflicht ihre Mittelverwendung offen gelegt haben“
 7. 
Die politischen Stiftungen müssen auf einem sehr schmalen Grat balancie-
ren, um die erforderliche „Parteinähe“ zu wahren: Sie müssen der Partei 
fern genug bleiben, um von ihr getrennt als „rechtlich und tatsächlich un-
abhängige Institutionen“ aus öffentlichen Mitteln finanziert zu werden; und 
sie müssen ihr nahe genug stehen, um eine institutionelle Förderung in 
Form der Globalzuschüsse zu erhalten, die den anderen NGOs mit gesell-
schaftlichem Auftrag nicht zusteht. Es geht also um eine Art der Wechsel-
beziehung zwischen der Stiftung und „ihrer“ Partei, die unübersehbar ist, 
die allerdings von der formellen rechtlichen Seite schwer nachzuweisen ist, 
weil sie nicht auf dem offiziellen, sondern eher auf einem ideellen und poli-
tisch-persönlichen Niveau zum Ausdruck kommt. Durch die persönlich-
politische Wechselwirkung sind die Stiftungen maßgeblich am Gestal-
tungsprozess der Politik der entsprechenden Partei beteiligt.  
Die satzungsmäßigen Aufgaben der politischen Stiftungen folgen dem de-
mokratischen Grundkonsens und unterscheiden sich kaum voneinander. 
Die jeweilige Parteinähe sorgt allerdings für die entsprechende Schwer-
punktsetzung in ihrer innenpolitischen Arbeit und auswärtigen Tätigkeit. 
Im Mittelpunkt der Arbeit aller parteinahen Stiftungen steht die politische 
Bildung. Zu den weiteren Aufgaben gehören Studienförderung, wissen-
schaftliche Arbeit und Politikberatung. Jede der politischen  Stiftungen hat 
auch die Aufgabe, die internationale Zusammenarbeit und Kooperation 
sowie die europäischen Einigungsbestrebungen zu unterstützen und Ent-
wicklungshilfe zu fördern.  
Die Auslandsarbeit der Stiftungen zeigt deutlich, dass sie weder „Außen-
stellen“, noch „Institute“ oder „Instrumente“ der Parteien sind. Selbst wenn 
sich die Stiftungen in Projekten der internationalen Organisationen enga-
 
7    Gemeinsame Erklärung der Konrad-Adenauer-Stiftung e. V., Friedrich-Ebert-
Stiftung e.V., Friedrich-Naumann-Stiftung e.V., Hanns-Seidel-Stiftung e.V. und der 
Heinrich-Böll Stiftung e.V. zur staatlichen Finanzierung der Politischen Stiftungen 
vom 12. Dezember 1996, 9 S., hier: S. 8. Aktualisierte Fassung vom November 
1998 siehe: http://www.fes.de/intro/finan.html; Siehe auch: Grundsätze der Finan-
zierung politischer Stiftungen, Sankt-Augustin 3. Februar 2000, 6 S. (vervielfältigt). Swetlana W. Pogorelskaja 
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gieren, deren Mitglieder „ihre“ Parteien sind, und selbst wenn sie in der 
internationalen Welt zur Wahrnehmung und Profilierung der ideologischen 
Grundwerte der ihnen nahe stehenden Parteien beitragen, wirken sie nicht 
unbedingt in ihrem Auftrag. Die „Eigenwilligkeit“, die die Stiftungen in 
ihrer Auslandstätigkeit einmal gegenüber den eigenen Parteien mit dem 
Verweis auf die Notwendigkeit des „breiteren Ansatzes“ im Dienst der 
deutschen Interessen, ein anderes mal gegenüber dem Auswärtigen Amt 
mit dem Verweis auf ihr eigenes Selbstverständnis und mit der Begrün-
dung, ihren Partnern gehöre die Zukunft, demonstrieren, folgt aus ihrer Par-
teinähe. Dank dieses einzigartigen Status  nehmen die Stiftungen  einen 
besonderen Platz im bundesdeutschen gesellschaftlichen und politischen 
Gefüge ein. 
Politische Stiftungen begleiten, ergänzen und entlasten die amtliche Au-
ßenpolitik, sie ermöglichen die Umsetzung langfristiger außenpolitischer 
Zielsetzungen dort, wo dies mit den Mitteln des Auswärtigen Dienstes 
nicht zu erreichen ist. Ihre Präsenz in den „Grauzonen“ der Politik in den 
Staaten, in denen sie ihre Vertretungen haben und langjährige Projektarbeit 
durchführen, erlaubt ihnen, die deutsche Politik effizient zu beraten. Da sie 
in ihren Entscheidungen weitgehend selbständig sind und in Eigenverant-
wortung handeln, führen sie u.a. auch Projekte durch, die sich ggf. von den 
jeweiligen außenpolitischen Konzepten der Bundesregierung unterscheiden 
können. Gelegentlich gewinnt eine solche Tätigkeit unmittelbaren Bezug 
zur Neugestaltung dieser Konzepte, so dass die Stiftungen nicht nur als In-
strumente der Politik, sondern auch als ihre Akteure auftreten. Darüber 
hinaus tragen sie als international agierende NGOs zur internationalen 
Kommunikation bei und versuchen, auf die Ausgestaltung der internationa-
len Beziehungen Einfluss zu nehmen und internationale Netzwerke zu 
schaffen.  
In allen ihren Eigenschaften sind sie für die gegenwärtige auf zivile Kri-
senprävention, Konfliktlösung und Friedenskonsolidierung gerichtete deut-
sche Außenpolitik unersetzlich. Infolge der weiteren politischen 
Konsolidierung innerhalb der EU, der Gestaltung der GASP und vor allem 
der praktischen Umsetzung der Konzepte der Europäischen Nachbar-Die Bedeutung der deutschen parteinahen Stiftungen 
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schaftspolitik gewinnen diese Eigenschaften eine immer deutlichere euro-
päische Dimension. 
Zielgruppen, Partner 
Eines der Grundsatzprinzipien der Auslandsarbeit der politischen Stiftun-
gen ist und bleibt die Arbeit mit Gruppen, auch wenn die Stiftungen hie 
und da aus bundespolitischen und eigenen Interessen von diesem Prinzip 
abweichen und, besonders bei der Arbeit in der Grauzonen der Politik, 
Kontaktnetze mit einzelnen Entscheidungsträgern aufbauen. 
Zu den Zielgruppen der Auslandsarbeit der politischen Stiftungen gehören 
Entscheidungsträger in politischen, wirtschaftlich-politischen, rechtlichen 
bzw. verfassungsrechtlichen Bereichen, in den Strukturen der kommunalen 
Selbstverwaltung, im wissenschaftlichen und universitären Bereich, aber 
auch freie Intellektuelle, Journalisten und Studenten. Dadurch wird die Prä-
senz der Stiftungen auf allen politischen und gesellschaftlichpolitischen 
Ebenen des Gastlandes ermöglicht. So wie die Stiftungen in der Bundespo-
litik von unten bis oben, von der Basis bis in die Staatspolitik, aktiv sind, so 
bemühen sie sich auch in den Gastländern, solche Positionen zu beziehen, 
die eine Einwirkung auf die Schlüsselstellen des politischen und gesell-
schaftlichen Lebens erlauben.  
Gearbeitet wird sowohl in Form der partnergebundenen Projekte als auch 
von Regieprogrammen, die vom Außenstellenleiter in eigener Verantwor-
tung konzipiert und durchgeführt werden. Vieles hängt vom Status der Stif-
tung vor Ort ab. Es gibt nach wie vor Staaten, in denen es keine gesetzliche 
Möglichkeit gibt, Stiftung als solche zu registrieren. Als beispielsweise die 
FES ihre Arbeit in Moskau Ende der 80er Jahre aufgenommen hat, wurde 
sie zunächst als journalistische Niederlassung registriert. Es gab, wenn 
auch selten, Fälle, dass Außenstellenleiter ihre Arbeit sogar mit einem Tou-
ristenvisum aufgenommen haben. Mit dem Status hängt normalerweise 
auch die Besteuerung der Arbeit der Stiftungen vor Ort zusammen. Politi-
sche Stiftungen arbeiten mit den Mitteln aus dem Bundeshaushalt und ha-
ben daher schon Interesse, steuerlich nicht nach den gleichen Regeln wie 
private westliche Sponsoren behandelt zu werden. Swetlana W. Pogorelskaja 
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Als  Partnerorganisationen werden nichtstaatliche Strukturen bevorzugt. 
Das sind z.B. Gewerkschaften, Genossenschaften, diverse NGOs. Christ-
lich orientierte politische Stiftungen fördern auch Unternehmerverbände, 
wenn deren ideologische Grundhaltung eine Öffnung zur Sozialpartner-
schaft mit den Arbeitnehmern möglich macht. In letzter Zeit wird immer 
mehr unmittelbar mit Regierungsstrukturen, mit Parlamenten und Judikati-
ve zusammengearbeitet. Auch Forschungs- und Bildungsinstitute des Gast-
landes können Partner der Stiftungen sein, insbesondere wenn sie einer 
„ideologisch verwandten“ Partei zuordenbar sind. 
Die Formen der Zusammenarbeit mit den Partnern variieren von Land zu 
Land. Es kommt auf die Rahmenbedingungen der Arbeit an, auf die Ziele 
der Stiftungen im jeweiligen Land und auf die Stabilität und Stärke der 
Partnerorganisationen. In einigen Ländern haben die Stiftungen feste Part-
ner, mit welchen ein besonderes Vertrauensverhältnis aufgebaut und ein 
Jahresprogramm mit einem entsprechenden Jahreshaushalt im Rahmen der 
langfristig angelegten Projekte abgeschlossen wird. In anderen wird bevor-
zugt mit wechselnden Partnern zusammengearbeitet, mit welchen im Rah-
men von Teilprojekten oder einzelnen Maßnahmen des Regieprogramms 
Kooperationsvereinbahrungen abgeschlossen werden. Gegenwärtig ist eine 
institutionelle Förderung eines Auslandspartners eher die Ausnahme. In 
den postsowjetischen Staaten z.B. wird die Arbeit vorwiegend in Form von 
Regieprogrammen durchgeführt; Partnerverträge werden vorwiegend für 
die Durchführung von bestimmten Maßnahmen abgeschlossen. Projektmit-
tel, die der Stiftung zur Verfügung stehen, werden nicht weiter gegeben. 
Das hängt mit der Steuergesetzgebung der Gastländer zusammen, die es 
nahezu unmöglich macht, die Zusammenarbeit mit den Partnerorganisatio-
nen so intensiv und stabil zu gestalten, wie es beispielsweise in Lateiname-
rika der Fall war. 
Die Zusammenarbeit mit den politischen Parteien ist eine Sonderfrage. 
Wenn man über die „parteinahe“ Natur der Stiftungen nachdenkt, scheinen 
als erstes politische Parteien der Gastländer als „natürliche Partner“ in Fra-
ge zu kommen. Dies wurde Anfang der 70er Jahre zum ersten Mal von den 
staatlichen Ressorts deutlich anerkannt: „Politische Stiftungen, die in der 
BRD eng mit den politisch gestaltenden Kräften verbunden sind, haben Die Bedeutung der deutschen parteinahen Stiftungen 
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mehr als andere die Bedeutung der politischen Entscheidungsebene für die 
Rahmenbedingungen der Entwicklung erkannt... Ein Weg der Mitwirkung 
auf dieser politischen Ebene ist die Förderung von Parteien, die nach An-
sicht der Stiftungen eine angemessene Antwort auf die Entwicklungsnot-
wendigkeit ihrer Länder anzubieten haben“
8. Das Wort „Förderung“ lässt 
sich breit interpretieren, deren Grenzen u.a. durch die Zustände  in den ent-
sprechenden Ländern bzw. durch die „Demokratiefreudigkeit“ der entspre-
chenden Regierungen gesetzt sind. Auch gibt es ein Paar außenpolitisch 
wichtige, auf amtlicher Ebene festgelegte Regeln, die die Vorwürfe der 
Einmischung in innere Angelegenheiten ausschließen sollen, z.B. Verbot, 
sich in den Wahlkämpfen zu beteiligen. Gegenwärtig versteht man unter 
dem Wort „Förderung von Parteien“ keineswegs eine institutionelle Förde-
rung der den Stiftungen „verwandten“ Parteien des Gastlandes selbst, son-
dern die Zusammenarbeit mit den Instituten und Bildungsstätten dieser 
Parteien, Unterstützung bei der Schulung der Funktionäre, Expertenhilfe, 
also einen systematischen ideellen Beistand und, in seltenen Fällen, auch 
eine Ausstattungshilfe. Sollte es durch ein Parteiengesetz eines Gastlandes 
den Parteien verboten werden, mit den ausländischen Organisationen zu-
sammenzuarbeiten, schalten die Stiftungen auf die Arbeit mit einzelnen 
Politikern um. 
Politische Stiftungen koordinieren ihre Arbeit im Ausland sowohl unterein-
ander, als auch mit dem Staat. Ihre Außenstellenleiter treffen sich außer-
dem regelmäßig miteinander und pflegen Kontakte zu den deutschen 
Botschaften. Dies erlaubt, eigene Arbeit effizienter zu gestalten und Über-
schneidungen mit den Projekten anderer Organisationen  zu vermeiden.  
Arbeitsbereiche 
So gut wie jeder Bereich der Arbeit der parteinahen Stiftungen ist für die 
ENP von Bedeutung, dies um so mehr, da alle Bereiche im Grunde mitein-
 
8   Vgl. BMZ, Bericht über die vom Bundesministerium für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit geförderte Arbeit der drei politischen Stiftungen in Entwicklungsländern 
vom August 1973, in: Auswärtiges Amt. Bestand 401 (Zwischenarchiv), Bd. 
118.163, S.4 Swetlana W. Pogorelskaja 
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ander verbunden sind. Die politischen Stiftungen befinden sich inmitten 
des Gefüges der vielfältigen innen- und außenpolitischen sowie der interna-
tionalen Beziehungen, die in der heutigen interdependenten Welt nicht 
mehr voneinander zu trennen sind. Das Stichwort, das bei der Analyse ihrer 
Arbeit als erstes in Frage kommt, heißt „Vernetzung“. 
Bei einem Überblick über die Arbeitsbereiche, ist zu berücksichtigen, dass 
mehrere  Ziele, die früher als „entwicklungspolitisch“ galten – wie z.B. 
Demokratieförderung angesichts der sich verändernden weltpolitischen Re-
alitäten – für die EU mehr denn je außen- und sicherheitspolitische Rele-
vanz besitzen. Die dauerhafte Stabilisierung des europäischen 
Nachbarraumes auf der Basis von Demokratie und Marktwirtschaft lässt  
sich nur auf dem Weg langfristig angelegter Strategien erreichen. Die deut-
schen politischen Stiftungen, die in ihrer Auslandsarbeit weitgehend frei 
von den Zwängen der Tagespolitik sind, haben bereits viel für die Durch-
setzung der europäische Interessen geleistet und werden noch mehr tun 
können, sobald ihre gestiegene Bedeutung für die neue europäische Politik 
erkannt wird. 
Zu den „ältesten“ Arbeitsbereichen der politischen Stiftungen gehören Pro-
jekte im Rahmen der „Hilfe zur Selbsthilfe“ und Demokratieförderung. Seit 
den 60er Jahren bildeten sie einen wichtigen Bestandteil der deutschen 
Entwicklungspolitik. Die Ausrichtung und die Intensität einer solchen Ar-
beit in den Ländern der Dritten Welt variierte von Land zu Land. In einigen 
Staaten müssen zunächst strukturelle Voraussetzungen zur Behebung der 
„Unterentwicklung“ und Armut geschaffen werden, in den anderen geht es 
um die Förderung der bereits entstandenen zivilgesellschaftlichen, recht-
staatlichen Strukturen zwecks allmählicher Konsolidierung demokratischer, 
marktwirtschaftlicher, also weniger „konfliktträchtiger“ Systeme. 
Anfang der 90er Jahre lagen östlich der EU-Grenze Staaten, die einerseits 
durch die dauerhafte Integration in das sozialistischen System ähnliche De-
fizite in den wirtschaftlichen und gesellschaftlich-politischen Bereichen 
nachwiesen, andererseits derart unterschiedlich waren, dass eine einheitli-
che Strategie für den gesamten Raum nicht in Frage kam. Einige Länder 
strebten aufgrund ihrer historischen und politischen Traditionen – mit vol-Die Bedeutung der deutschen parteinahen Stiftungen 
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lem Recht – eine baldige Mitgliedschaft in den westlichen und transatlanti-
schen Strukturen an, andere befanden sich erst am Anfang langwieriger 
Transformations- und Orientierungsphase. Demzufolge breit gefächert war 
die Spanne der Arbeit der deutschen politischen Stiftungen in diesen Staa-
ten:   von den in den NATO- und EU-Beitrittkandidaten durchgeführten 
Projekten zur Schaffung der für die Einbeziehung dieser Staaten in die 
westliche Gemeinschaft notwendigen Strukturen bis hin zur einer damals 
eher  kultur- und entwicklungspolitisch ausgerichteten Arbeit in mittelasia-
tischen Ländern (die erst später an strategischer und sicherheitspolitischer 
Bedeutung gewannen). 
Der ordnungspolitische Beitrag, den die deutschen parteinahen Stiftungen 
für die Heranführung der Reformstaaten von Mittel- und Osteuropa an die 
europäischen Strukturen geleistet haben, ist nicht zu unterschätzen. In eini-
gen der MOE-Staaten haben sie noch vor dem Zerfall des Ostblocks ihre 
Arbeit im Rahmen des „politischen Dialogs“ aufgenommen. Nach der 
Wende waren sie überall in Osteuropa und in den Nachfolgestaaten der 
Sowjetunion (SU) aktiv und förderten im Rahmen ihrer „Demokratisie-
rungsprogramme“ die reformorientierten demokratischen Kräfte auf allen 
Ebenen, sei es in Politik, Gerichtswesen, kommunaler Selbstverwaltung 
oder Wissenschaft. Im bildungspolitischen Angebot unterschieden sich die 
Stiftungen damals nur in Nuancen, stärker aber in der Auswahl der Länder, 
was nicht zuletzt auf die Koordination ihrer Arbeit zurückging. 
Im Kontext der ENP gewinnt ein weiterer Bereich, die Demokratieförde-
rung in den Transformationsstaaten, an Bedeutung. Es handelt sich hier um 
die Staaten, die sich nicht als Entwicklungsländer einstufen lassen, die sich 
jedoch nach dem Zusammenbruch ihrer früheren Systeme in einem Über-
gangsprozess befinden, dessen erklärtes Ziel die Konsolidierung der demo-
kratischen und marktwirtschaftlichen Systeme ist. Was sich dort in 
Wirklichkeit konsolidierte bzw. sich noch im Konsolidieren befindet, ist 
eine Frage, die der EU allmählich Sorgen machen kann. Denn die ENP will 
mehr, als nur einen Gürtel „stabiler“ Staaten zwischen der EU und der „Pe-
ripherie“; es sollen „gut regierte“, also im wahren Sinne des Wortes demo-
kratische Staaten sein. Die Organisationen, wie die parteinahen Stiftungen, 
die in der Lage sind, unauffällig und dazu noch in Einklang mit den Regie-Swetlana W. Pogorelskaja 
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rungen dieser Staaten eine  strukturwirksame Arbeit zu leisten, sind ge-
fragt.  Bezogen auf die konkreten Bedürfnisse geht es um die Bekämpfung 
der nur diesen Staaten eigenen ordnungspolitischen Defizite zwecks Stabi-
lisierung der politischen und wirtschaftlichen Entwicklung hin zur Demo-
kratie.   
Zu den Transformationsstaaten des östlichen und süd-östlichen Nachbar-
raums gehören sowohl die meisten postsowjetischen Staaten, die immer 
noch, wenn auch locker im Rahmen der GUS und anderen regionalen 
Strukturen mit einander kooperieren, als auch einige  Balkanstaaten. Die 
mittelasiatischen Länder, die, wie alle GUS-Staaten, mit der EU über Han-
dels- bzw. Kooperationsabkommen verbunden sind und die im TACIS-
Programm, das demnächst ausläuft, integriert sind, werden zwar (im Sinne 
der ENP) zu einer „Peripherie“, bleiben allerdings strategisch und sicher-
heitspolitisch von großen Bedeutung für die EU.  
Einige Regierungen der postsowjetischen Staaten (Ukraine, Georgien u.a.) 
nehmen deutlich Kurs auf EU-Mitgliedschaft, halten sich nicht zuletzt da-
durch an der Macht und versprechen der eigenen Bevölkerung regelmäßig, 
so lange „an der Tür der EU zu klopfen, bis man uns rein lässt“. Da aller-
dings die Konsolidierung der bereits erweiterten EU lebenswichtig für die 
Fortführung des europäischen Einigungsprozesses ist, bleibt der Erweite-
rungsprozess zunächst gebremst. Um diese europafreundlichen und euro-
paorientierten Staaten nicht an andere regionale Mächte zu verlieren, 
bedarf es einer intensiven Nachbarschaftspolitik, die reale Alternativen 
zum Beitritt anbieten kann. Man zieht z.B. neue Assoziierungsabkommen 
in Erwägung,
9 die neben der wirtschaftlichen Zusammenarbeit und dem 
Aufbau neuer gemeinsamer Institutionen auch eine weitere Demokratieför-
derung und eine breite Palette gesellschaftlich-politischer und sicherheits-
politischer Kooperationsmaßnahmen  beinhalten. Die parteinahen 
Stiftungen, die seit geraumer Zeit in diesen Ländern Demokratie fördern 
 
9    Barbara Lippert, Assoziierung plus gesamteuropäische Aufgabenkonföderation: 
Plädoyer für eine selbstbewusste EU-Nachbarschaftspolitik, in: Integration Nr. 2/ 
2006, S. 149 – 157, hier: 151. 
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und den politischen Dialog vorantreiben, werden einen wesentlichen Bei-
trag zur Realisierung dieser Strategie leisten können. 
Zwei weitere Bereiche der Arbeit der politischen Stiftungen, nämlich die 
Unterstützung des europäischen Einigungsprozesses und die Pflege der 
transatlantischen Beziehungen, die auf den ersten Blick, nur auf den „Wes-
ten“ ausgerichtet sind, sind in Wirklichkeit auf engste Weise mit den Auf-
gaben der ENP und mit den außen- und sicherheitspolitischen Interessen 
der EU verbunden. In der Europapolitik sind die Organisationen wie die 
politischen Stiftungen  unersetzlich, nicht nur wegen der Kontaktnetzwerke 
auf der politischen und gesellschaftlich-politischen  Ebene, sondern auch 
weil ihre Arbeit das für das Fortschreiten der politischen Integration erfor-
derliche Zusammenwachsen von unterschiedlichen politischen Kulturen 
fördert.  Die politischen Stiftungen tragen viel zu einem auf der politischen 
und gesellschaftlich-politischen Ebene geführten grenzüberschreitender 
Diskurs bei, der versucht, die historisch gewachsenen Barrieren und Tabus 
im positiven, konstruktiven Sinne aufzulösen. Ein solcher Diskurs trägt zur 
allmählichen Entstehung der „europäischen“ politischen Kultur und somit 
zur Konsolidierung innerhalb der EU bei.  
Im Bereich der transatlantischen Zusammenarbeit werden vor allem Eliten 
auf sicherheitspolitischer, politischer, wissenschaftlicher und bedingt auch 
auf kultureller Ebene (falls einen gesellschaftlich-politischer Bezug exis-
tiert) vernetzt. Aber mit der Elitenvernetzung wird die Arbeit der Stiftun-
gen in diesem Bereich nicht erschöpft. Auch hier werden in zunehmenden 
Maße die Gesellschaften zusammengeführt, und zwar nicht nur deutsche, 
europäische und amerikanische, sondern auch die anderer Staaten, auch aus 
dem europäischen Nachbarraum. Ein kleines Beispiel: gerade in der Zeit, 
als sich die offizielle Politik Russlands, Deutschlands und Frankreichs in 
der Ablehnung der militärischen Intervention der USA im Irak einig war, 
bemühten sich die Büros der KAS in Moskau und in Washington um die 
Intensivierung der sicherheitspolitischen „Trialoge“ zwischen USA, Russ-
land und Deutschland. 
Auch hier werden also transnationale Netzwerke geschaffen, auch hier ent-
falten sich die Stiftungen in allen ihren Eigenschaften: als Akteure und In-Swetlana W. Pogorelskaja 
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strumente der deutschen und – immer mehr – auch der europäischen Poli-
tik, als Katalysatoren der transnationalen politischen und gesellschaftlich-
politischen Zusammenarbeit. 
Besonders in letzter Zeit ergaben sich Aufgabenbereiche, die für die ge-
samte Auslandsarbeit der Stiftungen aktuell sind, auch wenn die Schwer-
punkte sich von Land zu Land unterscheiden und im Rahmen der laufenden 
Zusammenarbeit regional- bzw. länderspezifisch umgesetzt werden. Zu 
solchen überregionalen Aufgaben gehören u.a. der Umgang mit den Folgen 
der Globalisierung, die Krisen- und Konfliktprävention und der damit ver-
bundene Kampf gegen den internationalen Terrorismus, aber auch Dialog 
der Kulturen, Frauenpolitik usw. Als Beispiele können Programme wie 
„Solidarische Globalisierungsgestaltung“ (FES), „Gender- und Frauenpoli-
tik“ (FES)  oder das Sonderprogramm „Dialog mit dem Islam“ (KAS) ge-
nannt werden. Die KAS, die sich bemüht, in ihrer Arbeit das „große C“ der 
ihr nahe stehenden Partei nach Möglichkeit nicht zu vergessen, befasste 
sich z.B. in Russland sogar mit den sozialen Konzepten der russischen Or-
thodoxie und mit den Beziehungen zwischen Staat und Kirche. 
Im Bereich der Krisen- und Konfliktprävention spielen die Stiftungen eine 
besondere Rolle. Sie können sich sowohl in einer langfristigen strukturori-
entierten Prävention als auch in der kurzfristigen prozessorientierten Prä-
vention einsetzen, obwohl der Schwerpunkt deutlich auf den langfristigen 
Projekten liegt. Funktionierende zivilgesellschaftliche Strukturen und de-
mokratische Rechtskultur sind die wichtigsten Indikatoren der Friedensfä-
higkeit bzw. der  Konfliktträchtigkeit von Gesellschaften. Die Arbeit der 
Stiftungen leistet einen entscheidenden Beitrag dazu, dass die Prävention 
langfristig zu einer innenpolitischen Sache der entsprechenden Staaten wird 
und keiner Einmischung von außen bedarf. Ihre Arbeit ist auf die Heraus-
bildung stabiler rechtstaatlicher Gesellschaften und somit auch auf die 
Schaffung ziviler Konfliktaustragungsmöglichkeiten gerichtet. 
In Notfällen – aber wirklich nur in solchen – beschränken sich die Stiftun-
gen auch auf rein „technische Projekte.“ In diesem speziellen Bereich steht 
die HSS, die u.a. breite Programme zur Berufsbildung anbietet, außer Kon-
kurrenz. „Technische“ Projekte werden in der Regel dort angeboten, wo Die Bedeutung der deutschen parteinahen Stiftungen 
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eine unmittelbare politische Arbeit  aus diversen Gründen zunächst nicht 
möglich ist, ein außenpolitisch bedingtes Interesse an einer Präsenz im 
Lande aber fortbesteht. Es kann um einen totalitären Staat gehen, in dem 
eine politische Arbeit nicht möglich ist, oder um ein Land, das noch im 
Aufbau ist und in dem die Stiftung erst Fuß fassen will. In der Anfangspha-
se ihrer Arbeit auf dem Balkan hat die KAS, z.B. ein Projekt „Tausend Dä-
cher“ durchgeführt, in dem es in der Tat um Dächer ging, genauer gesagt, 
um die Verbesserung der Lebensbedingungen der aufgrund der Bürgerkrie-
ge leidenden Bevölkerung. Doch im Unterschied zu den sozial orientierten 
NGOs sind solche Projekte für die Stiftungen kein Selbstzweck. Erst Fuß 
gefasst, bemühen sie sich um Aufbau eines breiten Kontaktnetzes mit 
Schlüsselpersonen in politischer Verantwortung und beginnen mit ihrer ei-
gentlichen Arbeit. Zu den bewährten Ausgangspositionen für die Aufnah-
me der Arbeit in einem Land, aber auch zu den Nischen, in welche sich die 
Stiftung bei „Gefahr“ vorübergehend zurückziehen kann, gehören außer-
dem die wissenschaftliche Zusammenarbeit (Vorlesungsreihen an Universi-
täten, gemeinsame Projekte mit Forschungsinstituten vor Ort, Förderung 
von Übersetzungsprojekten),  kulturell-politische oder sogar rein kulturelle 
Aufgaben. 
Beispiel: Russland
10 
Betrachten wir am konkreten Beispiel Russland, wie die Arbeit einer politi-
schen Stiftung in einem Land angelegt ist, das ein geographischer Nachbar 
der EU ist und in vielen Bereichen mit den Instrumenten der ENP behan-
delt wird, ohne in die ENP einbezogen zu sein. 
„In den mittel- und osteuropäischen Staaten entwickelte sich Ende der 80er 
Jahre eine große Nachfrage nach Dialogprogrammen über Wege der Trans-
formation. Unsere Projektarbeit  konnte Beiträge zum Umbau der Wirt-
 
10   An dieser Stelle danke ich den im Jahre 2004 in Moskau tätigen Außenstellenleitern 
Herrn Dr. Falk Bomsdorf (FNS), Herrn Dr. Matthes Buhbe (FES), Herrn Christian 
Forstner (HSS), Herrn Dr. Wolfgang Grabowski (RLS), Herrn Dr. Markus Ingen-
lath (KAS), Herrn Jens Siegert (HBS) für die Interviews, die sie für mein Buch 
„Frei von den Zwängen der Tagespolitik“ im Herbst 2004 gegeben haben. Swetlana W. Pogorelskaja 
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schaft und Gesellschaft in Richtung des europäischen Modells mit Aussicht 
auf EU-Vollmitgliedschaft liefern. Praktisch alle Staaten Mittel- und Osteu-
ropas strebten die EU-Mitgliedschaft an, so dass wir ein interessanter Part-
ner waren. Ähnlich, aber hinsichtlich der EU-Beitrittsperspektive doch 
auch anders, verhält es sich mit unserer Arbeit in Russland“ – so der Leiter 
des Moskau-Büros der FES. Die FES hat ihre Arbeit in Moskau noch in 
Spätsowjetzeiten aufgenommen, ihr folgte zu Jahreswechsel 1990/91 die 
KAS und die HSS, 1993 kam die FNS dazu. Die alte Böll-Stiftung koordi-
nierte ihre Projekte im Russland mit Hilfe eines Korrespondenten, der 1999 
Leiter des Büros der HBS geworden ist. Im Jahre 2003 wurde auch ein Bü-
ro der RLS eröffnet. Somit sind in Russland gegenwärtig alle sechs politi-
schen Stiftungen vertreten.    
Aufgrund der Besonderheiten der russischen Steuergesetzgebung wird 
vorwiegend im Rahmen der Regieprogramme gearbeitet. Für wohltätige 
Organisationen gibt es steuerliche Erleichterungen, aber politische Stiftun-
gen betreiben keine Wohltätigkeit. Im Unterschied zu privaten Sponsoren 
verwalten sie aber öffentliche Gelder und sind nicht profitorientiert.  Ge-
genwärtig sind sie in Russland als nichtselbständige Repräsentanzen nicht-
kommerzieller deutscher Organisationen beim Justizministerium registriert.  
Alle Stiftungen arbeiten auf dem gleichen Terrain und haben ähnliche Ziel-
vorstellungen. Auch die Zielgruppen sind für die Arbeit einer Stiftung in 
einem Transformationsstaat ähnlich, obwohl natürlich die jeweilige Partei-
nähe für eine entsprechende Schwerpunktesetzung sorgt. „Russland ist 
groß, die Aufgaben sind reichhaltig genug für unterschiedliche Ansätze bei 
gleichem Thema“, sagt der Leiter des Moskau-Büros der FES.  Jede Stif-
tung hat eigene Arbeitsweisen. „Große Stiftungen verfolgen Großprojekte“, 
so der Leiter des FNS-Büros in Moskau, „Unsere Projekte sind vielleicht 
nicht so groß angelegt, dafür aber zahlreich und meist maßgeschneidert“. 
Jede Stiftung arbeitet mehr oder weniger intensiv mit diversen russischen 
NGOs zusammen, allerdings überschneidet sich ihre Arbeit so gut wie 
nicht. Für die HBS steht die Zusammenarbeit mit den kompromisslosen, 
radikaldemokratischen NGOs, die sich nicht in staatliche Strukturen ein-
binden lassen, im Mittelpunkt: „Wir unterstützen russische NGOs, wir ar-Die Bedeutung der deutschen parteinahen Stiftungen 
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beiten mit ihnen zusammen und wir bemühen uns, die Zusammenarbeit 
zwischen den russischen NGOs zu fördern“, so der Leiter des HBS-Büros 
in Moskau. Das entspricht dem Selbstverständnis dieser Stiftung und ihrem 
kämpferischen Motto: „Einmischung ist die einzige Möglichkeit, realistisch 
zu bleiben“ (Heinrich Böll). Mit einer bedeutenden regierungskritischen 
Organisation „Memorial“ hat die HBS z.B. ein großes, aus drei großen 
Blöcken bestehendes Projekt. Die FNS, die u.a. auch mit „Memorial“ zu-
sammenarbeitet, konzentriert sich eher auf die junge Generation in dieser 
NGO. Für die KAS kommen als Partner auch jene NGOs in Frage, die „un-
abhängig sind, die sich aber auch vorstellen können, mit staatlichen Struk-
turen zusammenzuarbeiten, falls es ihren Prinzipien nicht widerspricht“.  
Die Zusammenarbeit mit den politischen Parteien, bzw. mit dem, was sich 
im Russland der 90er Jahre als „Partei“ bezeichnete, erwies sich von An-
fang an als problematisch, zumal es keine Volksparteien gab und sie im 
politischen Machtgefüge eher eine geringe Rolle spielten. Dasselbe galt für 
die Zusammenarbeit mit dem Parlament. Nach den politischen Turbulenzen 
1993 bevorzugten die Stiftungen, mit einzelnen demokratischen Politikern 
und Abgeordneten zusammenzuarbeiten. Gegenwärtig wird auch mit den 
Parteien zusammengearbeitet. Da allerdings die Konsolidierung der partei-
politischen Profile und Programme nicht abgeschlossen ist, so dass es nach 
wie vor keine starken demokratischen Massenparteien gibt, die als natürli-
che Partner der entsprechenden parteinahen Stiftungen in Betracht kämen, 
orientiert man sich bei der Zusammenarbeit an der aktuellen ideologischen 
Ausrichtung der Parteien und an ihrer Regierungsnähe. Verständlich, dass 
sich jede Stiftung um die Zusammenarbeit mit „Einiges Russland“, die als 
„Partei der Macht“ galt, bemühte. Zu den beliebten Partnern gehörte die 
liberale Partei „Jabloko“, die auch über eine ihr nahe stehende Stiftung ver-
fügte. Stiftungen aus den „alten“ Bundesländern arbeiteten zudem gerne 
mit einzelnen Politikern der rechtsliberalen „Union der Rechten Kräfte“ 
zusammen. Die RLS pflegte Kontakte zu den Kommunisten und zu der als 
gemäßigt national geltenden „Heimat. Da die Parteienlandschaft allerdings 
immer noch nicht stabil ist und die Fluktuation der Politiker nach wie vor 
hoch ist, wird es bevorzugt, mit möglichst vielen verschiedenen politischen 
Entscheidungsträgern zusammenzuarbeiten. So kam es vor, dass an den Swetlana W. Pogorelskaja 
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Seminaren der KAS, wie der Leiter ihres Büros erzählte, neben Politikern 
aus „Jabloko“ auch Abgeordnete aus der Fraktion der Kommunisten teil-
nahmen. 
Zusammenarbeit mit den Regierungsstrukturen ist an der Tagesordnung. 
Selbst die HBS verzichtet nicht auf Maßnahmen im Rahmen des politi-
schen Dialogs „in welchen deutsche[..] und russische[..] NGOs, deutsche 
und russische Regierungsvertreter einbezogen werden“. Der regionale An-
satz war stets sehr stark ausgeprägt. Dies hing mit den Arbeitskonzepten 
der Stiftungen zusammen, in welchen Dezentralisierung als wichtiges Ele-
ment der Demokratieförderung verstanden wurde. „Russland wird über die 
Regionen gesunden – oder gar nicht“, so der Leiter des FNS-Büros. Alle 
Stiftungen arbeiten in den Regionen, die FNS hat sogar ein regionales (al-
lerdings mit Ortskraft besetztes) Büro in Sibirien. Auch wenn Putins Ära 
andere politische Akzente setzte und gewisse Zentralisierungstendenzen 
wieder da sind, wird die Arbeit in den Regionen weiter geführt, wenn auch 
bei einigen Stiftungen nicht mehr so intensiv wie früher. Vieles hängt al-
lerdings von den Mitteln ab, die die Stiftungen für ihre Projektarbeit erhal-
ten. Die Zeiten knapper Kassen diktieren Schwerpunktsetzungen. 
Es ist inzwischen mehr als 15 Jahre her, dass die Stiftungen ihre Arbeit in 
Russland aufgenommen haben. Eine eindeutige Bewertung bezüglich des 
Anfang der 90er Jahre erklärten Projektziels „Demokratisierung“ kann aber 
kaum gegeben werden. Auf russischer Seite, bei den Entscheidungsträgern 
und Multiplikatoren gibt es inzwischen keine Wissensdefizite mehr, was 
die Institutionen und politischen Mechanismen der Demokratien betrifft. 
Andererseits scheint Russland in Sachen Demokratie nun einen eigenen 
Weg gewählt zu haben. Wie geht es  weiter? Gegenwärtig gewinnt ein poli-
tischer Dialog über aktuelle Themen, sei es Sozialwesen, Kommunalpoli-
tik, oder außen- und sicherheitspolitische Probleme, an Bedeutung.   
„Deutsch-russischer Dialog ist zugleich ein Dialog zwischen EU und Russ-
land. Europäische Thematik ist bei uns sehr stark ausgeprägt“, so der Leiter 
der HSS-Verbindungsstelle in Moskau. Es liegt an der EU, deutsche politi-
sche Stiftungen noch intensiver in die Verwirklichung der gemeinsamen 
europäischen Strategien im postsowjetischen Raum einzubeziehen.  Die Bedeutung der deutschen parteinahen Stiftungen 
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Umstrittene Fragen 
Es ist selbstverständlich, dass die Arbeit der Stiftungen nicht unumstritten 
bleibt. In Deutschland gibt es zwei Themen, die wohl auch in Zukunft die 
Diskussion über die Stiftungen bestimmen werden: Legalität der Globalzu-
schüsse des Bundes im Hinblick auf innenpolitische Arbeit und „Parteinä-
he“ im Hinblick auf die Finanzierung der Auslandsarbeit. Gelegentlich 
taucht letztgenanntes Thema auch im Zusammenhang mit den Spendenaf-
fären auf; dann wirft man den Stiftungen vor, als „Geldwäsche-Anlagen“ 
zu fungieren und der Bereicherung der ihnen nahe stehenden Parteien zu 
dienen. In vorigen Jahrzehnten diskutierte man gelegentlich auch über die 
Intensität der Parteinähe in der entwicklungspolitischen Projektarbeit. Den 
Vorwurf, die Stiftungen tragen durch die Unterstützung von deutschen Par-
teien nahe stehenden Gruppen innenpolitische Auseinandersetzungen ins 
Ausland, erwiderten die Stiftungen mit dem  begründeten Gegenargument, 
politischen Pluralismus in den Gastländern zu fördern. Darüber hinaus sind 
sie durchaus zum „politischen Altruismus“ fähig: sollte im Gastland zu-
nächst nur eine Stiftung vertreten werden, vergisst sie ihre „Parteinähe“ 
und arbeitet mit einem möglichst breiten Spektrum der demokratieorien-
tierten politischen Kräfte zusammen. Inzwischen haben sich die Stiftungen 
aber so fest im Bereich der Demokratieförderung etabliert, dass eine solche 
Kritik eher der Vergangenheit angehört. 
Im Ausland wirft man der Stiftungen gelegentlich „Einmischung in innere 
Angelegenheiten“ vor. Da die Stiftungen in ihren Entscheidungen weitge-
hend unabhängig sind, steht es ihnen frei, außenpolitisch umstrittene, für 
das Selbstverständnis der Stiftungen aber wichtige Projekte auf eigenes Ri-
siko und aus eigenen Mittel durchzuführen und die Verantwortung hierfür 
zu tragen. Im Sinne des internationalen Rechts bewegen sich die Stiftungen 
auf dem dünnen Eis; ihre Zusammenarbeit mit oppositionellen Gruppen 
kann von Regierungen toleriert bzw. geduldet werden. Keine Norm kann 
aber eine solche Zusammenarbeit legitimieren bzw. die Geduld der Regie-
rungen erzwingen. Daher kommt es gelegentlich vor, dass konkrete Fragen, 
die aufgrund der Arbeit der Stiftungen in einem Land entstehen, auf diplo-
matischer Ebene durch den Austausch von Noten geregelt werden. Swetlana W. Pogorelskaja 
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Es gab auch – wenn auch sehr selten – Fälle, in denen die gesamte Arbeit 
der Stiftungen in einem Land ins Visier der Kritik geriet, wie z.B. 
2001/2002 in der Türkei, wo die Stiftungen Opfer einer Verleumdungs-
kampagne der europafeindlichen politischen Kräfte wurden. In der Regel 
sind solche Vorfälle durch die innenpolitischen Kämpfe im Gastland moti-
viert.    
Der Tätigkeit der Stiftungen kann im Prinzip keine eindeutige politische 
Bewertung gegeben werden. Es kommt dabei auf das Land und auf den po-
litisch-ideologischen Blickwinkel an, unter welchem ihre Arbeit analysiert 
wird. Ihre große Bedeutung für die deutsche Außenpolitik ist und bleibt 
jedoch unumstritten. 
Schlussbetrachtung 
Solange die politische Konsolidierung innerhalb der EU noch in den Kin-
derschuhen steckt, so dass der politischen Einfluss der europäischen Partei-
envereinigungen nicht mit den die nationale Außen- und Europapolitik 
gestaltenden Möglichkeiten  der politischen Parteien zu vergleichen ist, ist 
es vermutlich zu früh, über europäische Organisationen zu spekulieren, die 
den deutschen politischen Stiftungen ähnlich wären und den europäischen 
Parteien nahe stünden.
11 
Daher wäre es mehr als ratsam, die deutschen parteinahen Stiftungen, die 
bereits in einigen europäischen Projekten tätig sind und Mittel für diese 
erhalten, noch intensiver als bisher in die europäische Außenpolitik zu in-
tegrieren und sie bewusst bei der Realisierung der neuen europäischen 
Nachbarschaftspolitik einzusetzen. Dies wäre für beide Seiten von Nutzen. 
Die Stiftungen, die zu Hause in den letzten Jahren immer mehr unter Spar-
 
11  Auf die rechtliche Schwierigkeiten weist Cäcilie Schildberg hin: ein europäisches 
Vereinsrecht ist noch im Entstehen, so dass sich z.B. die den europäischen Christ-
demokraten nahe stehende Robert-Schuman-Stiftung von rechtlicher Seite her eher 
auf die „Macht des Faktischen“ gründet. Cäcilie Schildberg, Katalysatoren der 
transnationalen Parteienzusammenarbeit im 20. Jahrhundert  - die Rolle der deut-
schen parteinahen Stiftungen, Tagungspapiere, 11 S. http://www.ruhr-uni-
bochum.de/iga/isb/frameset_isb.htm. 
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zwang zu leiden haben und mit immer knapperen Mitteln immer größere 
Aufgaben bewältigen müssen, könnten entsprechend europäische Mittel 
erhalten, um ihre Projekte in vollem Maße zu entfalten. Die EU würde ih-
rerseits mehrere Ziele der ENP realisieren können und dazu noch Geld spa-
ren, das sonst in den Aufbau von Netzwerken und in eine funktionierende 
Infrastruktur hätte investiert werden müssen. 
Die politischen Stiftungen, die zum einen ein Produkt der politischen Kul-
tur Deutschlands sind und diese zum anderen unverwechselbar prägen, sind 
in dieser Form ein einzigartiges Phänomen. „Ein Stück unserer Kultur 
strahlt von diesen Stiftungen in die Welt aus“ sagte seinerzeit Helmut 
Kohl
12. Diese vitale, demokratische politische Kultur muss von den Stif-
tungen nicht einmal gezielt vermittelt werden; sie kommt von sich selbst 
zum Ausdruck, indem die Stiftungen im Ausland ihren außen- und ent-
wicklungspolitischen Auftrag wahrnehmen. Die politischen Stiftungen 
können mehr, als nur Instrumente der ENP werden: so wie sie die deutsche 
Außenpolitik bereichert haben, so werden sie die europäische Politik lang-
fristig bereichern und Anstöße für die Entwicklung neuer gesamteuropäi-
scher Strategien geben können. Es liegt nun an der EU, das Potenzial dieser 
Organisationen im vollen Maße zu nutzen! 
 
12   Helmut Kohl, Ansprache beim Festakt am 28. Februar 1989 in der Konrad-
Adenauer-Stiftung, in: Beitrag der politischen Stiftungen zur Stärkung der Demo-
kratie und des Friedens in der Welt. Eine Auswahl von Reden und Dokumentation, 
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